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Rechtsanwalt 
Dr. Karsten Prote

von GTW 
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Behauptet ein 
Bauträger, neben dem Wohnungskauf- 
und Werklieferungsvertrag noch einen
Vertrag über den schlüsselfertigen Ausbau
abgeschlossen zu haben, muss er die
Verknüpfung der Verträge beweisen. 

OLG Schleswig, Urteil vom 10. Juli 2025, 
Az. 12 U 12/24

Beurkundung weiterer Verträge
ist stets zu prüfen
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DER FALL

Die Parteien schlossen einen notariellen
Wohnungskauf- und Werklieferungsver-
trag. Der Erwerber der Wohnung verlangt
vor diesem Hintergrund die Eigentums-
umschreibung. Der beklagte Bauträger
begehrt die Räumung und Herausgabe
der Wohnung. Dabei stand in den Ver-
tragsgesprächen der Abschluss eines

zusätzlichen Vertrags über einen schlüs-
selfertigen Ausbau der Wohnung im
Raum. Auf diesen notariell nicht beurkun-
deten Vertrag beruft sich der Bauträger.
Mit der Frage des Bestehens dieses zusätz-
lichen Vertrags und seiner möglichen
Auswirkungen – speziell der Formnichtig-
keit – setzte sich das Gericht auseinander.
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DIE FOLGEN

Der Anspruch des Käufers besteht. Das
OLG ist vom Abschluss des zusätzlich
geschlossenen Vertrags über die Fertig-
stellung der Wohnung nicht überzeugt. Im
Grundsatz gilt dabei: Nicht nur die Ver-
pflichtung zur Grundstücksübertragung
muss notariell beurkundet werden. Viel-
mehr unterliegen der Pflicht aus § 311b
Abs. 1 BGB alle Vereinbarungen, die nach
den Vorstellungen der Vertragspartner
das Veräußerungsgeschäft und damit ein
einheitliches Ganzes bilden. Eine Steige-
rung gilt bei objektiv selbstständigen Ver-
trägen. Diese verlangen zusätzlich einen
Verknüpfungswillen. Entscheidend ist die
einseitige Abhängigkeit des Grundstücks-
vertrags vom jeweils anderen Vertrag.

Fraglich ist, ob das Grundstücksgeschäft
auch für sich alleine abgeschlossen wor-
den wäre. Im konkreten Fall bedeutete
das: Hätten die Parteien den Kauf- und
Werklieferungsvertrag nicht geschlossen,
wenn der Kläger darauf bestanden hätte,
dass der Bauträger lediglich einen Rohbau
erstellt? Genau das sah das Gericht nicht
so. Es stellte darüber hinaus fest, dass sich
der Bauträger ohnehin nicht auf die Form-
nichtigkeit hätte berufen können. Er
führte die angeblich Formnichtigkeit
begründenden Umstände selbst herbei. In
Kenntnis dessen erbrachte er seine Bau-
leistungen. Das Berufen auf die unvoll-
ständige Beurkundung des Vertrags ver-
stößt dann gegen Treu und Glauben.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung macht deutlich, dass
die Reichweite der Beurkundungspflicht
einer genauen Prüfung bedarf. Auch auf
den ersten Blick losgelöste Verträge unter-
liegen der Beurkundungspflicht, wenn das
Grundstücksgeschäft mit ihnen steht und
fällt. Der in solchen Fällen bestehende
Verknüpfungswille ist zu beweisen. Aus-
nahmen gelten nur bei Indizien und/oder

einer Vermutung für dessen Vorliegen.
Das Urteil ermahnt darüber hinaus zu
einem stringenten Verhalten. Wer das
nicht befolgt, riskiert, sich auf gerichtli-
cher Ebene dem Vorwurf eines Handelns
gegen Treu und Glauben ausgesetzt zu se-
hen. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Jan Lindner-Figura

von Görg Rechtsanwälte
Quelle: Görg

Gewerbemietrecht. Ändert ein Vermieter
die Nebenkostenvorauszahlung, muss 
er die Schriftform einhalten. Andernfalls 
ist der Mietvertrag wegen Formmangels
kündbar.

BGH, Beschluss vom 14. Mai 2025, 
Az. XII ZR 88/23

Für geänderte Nebenkosten 
gilt die Schriftform
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DER FALL

Die Parteien eines Mietvertrags über
Gewerberäume erhöhten 2012 die im
Mietvertrag vereinbarten Nebenkostenvo-
rauszahlungen, indem der Vermieter
diese Erhöhung dem Mieter schriftlich
vorschlug und der Mieter die entspre-
chend erhöhten Nebenkostenvorauszah-

lungen in Höhe von 100 Euro monatlich
zahlte. Nachdem das Grundstück verkauft
und der Erwerber in den Mietvertrag ein-
getreten ist, kündigte dieser als neuer Ver-
mieter das Mietverhältnis wegen Nicht-
einhaltung der Schriftform und verlangte
die Herausgabe der Gewerberäume.
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DIE FOLGEN

Der BGH hat die Nichteinhaltung der
Schriftform bestätigt und erneut festge-
stellt, dass es sich bei der einvernehm-
lichen und dauerhaften Erhöhung der 
im Ursprungsmietvertrag vereinbarten
Nebenkostenvorauszahlungen um eine
wesentliche und damit dem gesetzlichen
Schriftformerfordernis unterliegende Ver-
tragsänderung handelt. Eine Mietände-
rung stellt, unabhängig von ihrer relativen
oder absoluten Höhe, stets eine wesentli-
che und – jedenfalls, soweit sie für mehr
als ein Jahr erfolgt und nicht jederzeit vom
Vermieter widerrufen werden kann – eine
dem Formzwang des § 550 BGB unter-
fallende Vertragsänderung dar. Da die

Nebenkostenvorauszahlungen Bestand-
teil der Miete sind, gilt dies auch für eine
Änderung der Nebenkostenvorauszah-
lungen. Dabei kann sich ein Erwerber des
Grundstücks, der in die Vermieterstellung
eingerückt ist, grundsätzlich auch dann
auf den Formmangel des Mietvertrags
berufen, wenn dies dem früheren Vermie-
ter wegen der ihn begünstigenden Erhö-
hung der Vorauszahlung nach Treu und
Glauben verwehrt gewesen wäre. Denn
nur der ursprüngliche Vermieter hat an
der schriftformschädlichen Änderungs-
vereinbarung selbst mitgewirkt, nicht aber
der Erwerber.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Sofern die Parteien eines gewerblichen
Mietvertrags ein Interesse daran haben,
dass der Mietvertrag nicht vorzeitig von
einer Vertragspartei wegen Nichteinhal-
tung der erforderlichen Form gekündigt
werden kann, sollten sämtliche Änderun-
gen des ursprünglichen Mietvertrags im
Rahmen eines förmlichen Nachtrags ver-
einbart werden. Dabei sollte vorsorglich
die Einhaltung der Schriftform beachtet
werden, wobei nach neuem Recht die

Textform ausreichend ist. Nachträgliche
Änderungen des ursprünglichen Mietver-
trags, die nur mündlich und/oder durch
schlüssiges Verhalten einer Vertragspartei
vereinbart werden, können ansonsten
(jedenfalls dann, wenn die Änderungen
wesentliche Punkte des Mietvertrags
betreffen) zu einer vorzeitigen Kündbar-
keit des gesamten Mietvertrags führen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Fabian Mühlen
von DLA Piper 

Quelle: DLA Piper

Öffentliches Recht. Enthält eine
Bauerlaubnis Befreiungen von einem
B-Plan, der dem allgemeinen Interesse
dient, kann ein Nachbar sich nur dagegen
wehren, wenn er unzumutbar beeinträchtigt
wird. Das muss er darlegen. 

VGH München, Beschluss vom 6. Juni 2025, 
Az. 1 CS 25.736

Eine Unzumutbarkeit ist 
detailliert zu beschreiben
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DER FALL

Der Antragsteller wendet sich gegen eine
für das Nachbargrundstück erteilte Bau-
genehmigung für eine Produktionshalle
mit Bürogebäude. In der Genehmigung
wurden Befreiungen von den Festsetzun-
gen des maßgeblichen Bebauungsplans

zum Maß der baulichen Nutzung, zu den
überbaubaren Grundstücksflächen und
zu Geländeveränderungen erteilt. Der
Antragsteller trägt unter anderem vor, die
Erteilung der Befreiungen verletze ihn in
seinen Nachbarrechten.
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DIE FOLGEN

Der VGH sieht in der Erteilung der Befrei-
ungen im Rahmen der Baugenehmigung
keine Verletzung von Nachbarrechten.
Eine solche liegt nur dann vor, wenn die
Unbestimmtheit der Baugenehmigung 
ein nachbarrechtlich relevantes Merkmal
betrifft. Die Baugenehmigung ist dann
aufzuheben, wenn ihr Gegenstand und
Umfang nicht eindeutig festgestellt und
daher eine Verletzung von Nachbarrech-
ten nicht eindeutig ausgeschlossen wer-
den kann. Im entschiedenen Fall dienen
die Festsetzungen des B-Plans dem Inte-
resse der Allgemeinheit an einer nachhal-

tigen städtebaulichen Entwicklung. Daher
werden Nachbarrechte nicht schon dann
verletzt, wenn die Befreiung objektiv
rechtswidrig ist, sondern nur, wenn der
Nachbar durch das Vorhaben infolge der
zu Unrecht erteilten Befreiung tatsächlich
unzumutbar beeinträchtigt wird. Der VGH
führt in seiner Entscheidung an, dass eine
unzumutbare Beeinträchtigung des
Antragstellers nicht ausreichend darge-
stellt wurde.
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WAS IST ZU TUN?

Ein Grundstückseigentümer kann gegen
eine für das Nachbargrundstück erteilte
Baugenehmigung nur dann vorgehen,
wenn seine Nachbarrechte betroffen sind
oder eine Verletzung zumindest möglich
erscheinen kann. Werden Befreiungen
vom B-Plan erteilt, dessen Festsetzungen
nicht die Rechte des Nachbarn, sondern
nur die Interessen der Allgemeinheit
schützen, kann ein Grundstückseigentü-
mer sich dagegen nur wehren, wenn die
Befreiung objektiv rechtswidrig erteilt
wurde. Dies erfordert eine Abwägung im
Einzelfall. Zu berücksichtigen sind insbe-

sondere die konkreten Auswirkungen der
Befreiungen auf das Nachbargrundstück.
Dieses muss unmittelbar betroffen sein.
Beim Vorgehen gegen eine solche Geneh-
migung reicht es nicht aus, auf die objektiv
rechtswidrige Erteilung einer Befreiung zu
verweisen. Vielmehr muss der Nachbar
die unmittelbaren Auswirkungen auf sein
Grundstück substantiiert darlegen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
André Bethge von

Bethge Rechtsanwälte
Quelle: Bethge Rechtsanwälte

Maklerrecht. Beauftragt der Makler die
Beurkundung, darf der Notar annehmen,
dass dieser nicht im eigenen Namen
handelt. Er kann die Rechnung an eine
Vertragspartei schicken. Auch, wenn 
der Vertrag platzt. 

OLG Frankfurt, Urteil vom 7. Oktober 2024, 
Az. 20 W 45/22

Ein Makler handelt nicht 
im eigenen Namen
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DER FALL

Eine Immobilienmaklerin beauftragte
einen Notar mit der Beurkundung eines
Kaufvertrags über eine Immobilie. Dabei
trat sie selbst als Auftraggeberin auf, ohne
klarzustellen, ob sie im eigenen oder im
fremden Namen handelte. Zum Verkauf
der Immobilie kam es nicht. Für den Notar
stellte sich daher die Frage, ob die Mak-
lerin selbst Vertragspartnerin werden

wollte oder ob sie lediglich im Namen
einer (oder beider) Vertragsparteien han-
delte. Den Umständen der Kontaktauf-
nahme entnahm er eine Beauftragung
durch den Käufer und sandte ihm die
Rechnung für den Kaufvertragsentwurf.
Der Käufer lehnte eine eigene Beauftra-
gung ab und verweigerte die Zahlung. Es
kam zur Klage.
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DIE FOLGEN

Das Oberlandesgericht gab dem Käufer
Recht. Es stellte aber klar, dass der Notar
in einer solchen Konstellation in der Regel
davon ausgehen darf, dass der Makler
nicht im eigenen Namen handelt. Viel-
mehr sei es naheliegend, dass der Makler
für eine der Parteien tätig wird, auch wenn
er dies nicht ausdrücklich kenntlich
macht. Die Begründung ist pragmatisch:
Ein Notar weiß um die typische Rolle eines
Maklers im Immobiliengeschäft. Er kann
daher aus dem Gesamtzusammenhang
schließen, dass der Makler keine eigene

Verpflichtung eingehen möchte, sondern
lediglich den Weg zur Beurkundung
ebnet. Für die Frage, wer stattdessen Kos-
tenschuldner des Notars wird, kommt es
dann maßgeblich auf die Umstände der
Beauftragung an. Die Entscheidung
schafft Rechtssicherheit für die Praxis, da
sie die typischen Abläufe im Immobilien-
verkehr berücksichtigt und die Verant-
wortung nicht unangemessen auf den
Makler verlagert. Zahlen muss hier der
Verkäufer.
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WAS IST ZU TUN?

Auch wenn die Rechtsprechung Maklern
eine gewisse Absicherung bietet, sollte
man sich nicht allein darauf verlassen.
Ratsam ist es, die Vertretungsverhältnisse
von Beginn an klarzustellen und dem
Notar mitzuteilen, für wen man tätig wird.
Schon ein kurzer Hinweis wie „im Auftrag
des Käufers“ vermeidet spätere Missver-
ständnisse. Hilfreich ist zudem, sich von
den Beteiligten schriftliche Vollmachten
geben zu lassen. So bleibt eindeutig
belegt, dass der Makler nicht im eigenen

Namen handelt, was die eigene Position
stärkt und rechtliche Risiken reduziert.
Ebenso wichtig ist eine offene Kommuni-
kation mit den Kunden. Wer transparent
arbeitet, schafft Vertrauen und verhindert
Konflikte. Auch wenn Gerichte im Zweifel
zugunsten des Maklers entscheiden,
bedeuten Streitigkeiten Zeit, Kosten und
Belastung. Klare Kommunikation und
Dokumentation sind die zuverlässigsten
Mittel, um Unsicherheiten zu vermeiden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


